
 

 
 

B E K A N N T G A B E  
 

gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 
 

 

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-

wirtschaft, Bodenschutz Koblenz, Kurfürstenstraße 12 – 14, 56068 Koblenz, gibt als 

zuständige Genehmigungsbehörde Folgendes bekannt: 

 

Im Rahmen des Verfahrens auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Entnahme 

von Grundwasser für die öffentliche Trinkwasserversorgung, durch den Antragsteller, 

Verbandsgemeindewerke Rüdesheim, wie folgt 

 
Entnahme-

art 
aus Gemeinde 

Bezeichnung aus dem 
katasteramtlichen Lageplan 

UTM32-Ost UTM32-Nord 

   Gemarkung Flur Flurstück   

Brunnen  
TB 14 
Gräfenbach 

Roxheim Roxheim 6 233 414.496 5.524.952 

          
 Koordinatensystem: ETRS89, UTM, Zone 32 

 

wird keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt.  

 

Die gemäß § 7 und Ziffer 13.3.3 der Anlage 1 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 

(BGBl. I S. 540), geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. 

I S. 4147) erforderliche standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass durch das 

Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  

 

Wesentlicher Grund für das Prüfergebnis ist die anhand der Standorteigenschaften 

nachvollziehbare Einschätzung, dass aufgrund des festgestellten 

Grundwasserruhewasserspiegel in einer für die Vegetation nicht erreichbaren Tiefe 

erhebliche nachteilige Auswirkungen sowohl auf den pflanzenverfügbaren 

Bodenwasserhaushalt, insbesondere auf die ca. 360 m entfernten, nach § 30 BNatSchG 

festgesetzten Biotope, den südwestlich gelegenen Eichenwald und den Gräfenbach durch 

das Vorhaben nicht hervorgerufen werden.  

 

Bei Hochwasser steigt der Gräfenbach bis an den ca. 25 m vom Brunnen entfernten Rand 

des festgesetzten Überschwemmungsgebietes an. 

 



 

Der Brunnen im Abstand von 55 vom Gewässer Gräfenbach ist mit einer 6 m tiefen 

Toneinbindung und mit einem bis 18 m unter Gelände im sandigen Untergrund 

eingebauten Vollrohr gegen Oberflächenwasser abgedichtet. Es wurden bisher Eingriffe in 

das Oberflächenwasser vermieden und werden auch durch die fortgesetzte Nutzung nicht 

zu erwarten sein. 

 

Andere Schutzgüter sind von dem Vorhaben nicht betroffen. 

 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 

Koblenz, den 18.11.2022 

Im Auftrag 

 

 

Thomas Müller, gez. 18.11.2022 

 

 


